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Klimawandel und Energieversorgung  
 
Aufruf zur Diskussion  


Der im Dezember 2009 in Kopenhagen zuende gegangene "Klimagipfel" mit seinem für 
viele enttäuschenden Ergebnis hat die Diskussionen um die Klimaproblematik weltweit neu 
entfacht. "Klima", - dieser Begriff birgt Sprengstoff in sich und beinhaltet eine der wichtigsten 
Zukunftsfragen der Menschheit. Müssen wir uns darauf einstellen, einem kommenden 
Klimawandel durch Anpassung gewappnet gegenüber zu treten oder können wir diesen 
Wandel auch ganz oder teilweise beeinflussen und vielleicht sogar abwenden? 


Im Anschluss an die Plenarsitzung der Leibniz-Sozietät am 10. Dezember 2009, auf der 
Karl Lanius über "Tipping Points (Kipppunkte) in Natur und Gesellschaft" vorgetragen hatte, 
schlug unser Mitglied Heinz Kautzleben vor, die Diskussion um den Klimawandel und 
insbesondere seine Beziehung zur sicheren Versorgung der Menschheit mit Energie und 
Rohstoffen (vgl. Sitzungsberichte 1994,) wieder aufzunehmen. Damit kann zugleich an die 
online-Debatten unserer Sozietät zur Verantwortung des Wissenschaftlers in unserer Zeit 
(Karl Lanius) und zum Ende des Ölzeitalters (Lothar Kolditz) unmittelbar angeknüpft werden. 


Mein Aufruf zu einer neuerlichen Debatte über "Klimawandel und Energieversorgung" 
erfolgt auch mit Blick auf eine lange Tradition der Berliner Wissenschaftsakademie in der 
Klimaforschung. 


Schon mit der Tätigkeit des ersten Astronomen der Brandenburgischen Sozietät der 
Wissenschaften, Gottfried Kirch, an den im Jahre 2010 von unserer Sozietät anlässlich seines 
300.Todestages mit einem Kolloquium erinnert werden wird, war auch der Beginn 
regelmäßiger meteorologischer Beobachtungen in Berlin verbunden. Leopold von Buch und 
Alexander von Humboldt haben im 19. Jahrhundert die klassische Klimatologie wesentlich 
mit begründet, zu der Heinrich Wilhelm Dove, nahezu 4 Jahrzehnte als Mitglied der 
Preußischen Akademie der Wissenschaften, bedeutsame Beiträge geleistet hat. 


Unter den Mitgliedern der Deutschen Akademie der Wissenschaften und der Akademie der 
Wissenschaften der DDR sind in diesem Zusammenhang Siegfried Dyck, Ernst August 
Lauter, Klaus Voigt und vor allem der langjährige Direktor des Meteorologischen Dienstes, 
Wolfgang Böhme zu nennen, der als Mitglied der Commission for Atmospheric Sciences der 
Meteorologischen Weltorganisation (WMO) zuletzt Leiter einer der Arbeitsgruppen war, die 
das auf der Zweiten Weltklimakonferenz 1990 in Genf beschlossene Weltklimaprogramm 
ausgearbeitet haben.  


Die letzte Plenartagung der Gelehrtengesellschaft der Akademie der Wissenschaften in 
ihren angestammten Räumen war am 9. April 1992 der "Zukunft des globalen Klimas - 
Unsicherheiten und Risiken" gewidmet - einen Monat vor der Verabschiedung der UN-
Rahmenkonvention zum Klimawandel in New York, mit der das Ziel verfolgt wurde, eine 
gefährliche anthropogene Störung des Klimasystems zu verhindern. 


Was damals noch als ein rein akademisches Ansinnen von Gelehrten missverstanden 
werden konnte, ist in der Zwischenzeit zu einem globalen Problem höchster Relevanz 
geworden, das Staatsmänner in aller Welt und zunehmend auch breite Kreise der Bevölkerung 
bewegt, wie die Ereignisse um den Klimagipfel in Kopenhagen demonstriert haben.  


Unsere Gelehrtengesellschaft tut gut daran, die zu Beginn ihrer Tätigkeit aufgenommene 
Diskussion des globalen Wandels und die spätere Erörterung der sicheren Versorgung der 
Menschheit mit Energie und Rohstoffen (vgl. Sitzungsberichte 82, 2005) in Form einer 
öffentlichen Debatte wieder aufzunehmen. 


Auf jeden Fall aber sollte die Debatte interdisziplinär und unter Teilnahme auch von 
Sozial-und Geisteswissenschaftlern geführt werden, deren Meinung beispielsweise zu 
wissenschaftssoziologischen und -politischen, zu ökonomischen, sozialen und 
völkerrechtlichen wie zu philosophischen Aspekten der anstehenden Problematik gefragt ist.  







Die von Heinz Kautzleben verfassten Thesen, die auch der Klasse Naturwissenschaften 
vorgelegen haben, sollen als Anregung und möglicher Leitfaden für die Diskussion 
verstanden werden, während in den Thesen von Karl-Heinz Bernhardt eine 
fachwissenschaftliche Position zum Problem des Klimawandels umrissen wird. 


Dieter B. Herrmann 
Präsident 


Berlin, 20. Dezember 2009 


 


 








Zur Klimadebatte (Thesen) 
Karl-Heinz Bernhardt, Berlin 


1.)               Das Klima ist die statistische Gesamtheit atmosphärischer Zustände und Prozesse in 
ihrer raumzeitlichen Verteilung („Synthese des Wetters“, WMO Vocabulary). Sein Status 
wird durch die Komponenten des Klimasystems bestimmt, zu dem neben der Atmosphäre 
selbst die Hydrosphäre, die Kryosphäre, die Pedo- bzw. die Lithosphäre und die Biosphäre 
einschließlich der Technosphäre (oder Noosphäre) gehören und das gegenüber dem Weltraum 
offen ist. 
2.)               Das Klimasystem ist ein hochgradig nichtlineares komplexes dynamisches System 
mit zahlreichen positiven und negativen Rückkoppelungsmechanismen, die eine hohe 
Empfindlichkeit gegenüber externen Anregungen (veränderlicher solarer Strahlungsfluss, 
wechselnde Vulkanstaubtrübung, anthropogene Partikel- und Spurengasemission) bedingen, 
aber auch vielfältige interne Schwankungen hervorbringen. Dies hat Klimaschwankungen in 
allen Zeitbereichen – von Megajahren bis herab zu Jahren und Jahrzehnten – zur Folge, so 
dass der ständige Wandel die „Daseinsweise“ des Klimas ist. 
3.)               Wahrscheinlich existierende multiple Gleichgewichtszustände, kritische Schranken 
und „Kipp-Punkte“ bzw. -Elemente begünstigen abrupte Klimaänderungen regionalen bis 
globalen Maßstabes, wie sie zumindest für das seit etwa 2,5 Megajahren andauernde 
pleistozäne Eiszeitalter vielfach nachgewiesen, seit etwa 11 000 Jahren – d. h. seit dem Ende 
der Altsteinzeit -  aber im globalen Maßstab nicht mehr aufgetreten sind. 
4.)               Klimaänderungen sind auf Grund längerer (über Jahrzehnte fortgeführter) homogener 
Datenreihen erst im nachhinein feststellbar, wobei in der Klimadiagnostik entsprechende 
statistische Testverfahren unter Beachtung von Autokorrelationen („Erhaltungsneigung“) 
erweisen müssen, ob die untersuchten Parameter für die betrachtete Beobachtungsperiode 
(„Stichprobe“) einer anderen statistischen Gesamtheit („Grundgesamtheit“), d. h. einem 
anderen Klimaregime entstammen als die gleichen Parameter für eine vorangegangene 
Vergleichsperiode. Das gilt gleichermaßen für Mittelwerte, Häufigkeiten und andere 
statistische Parameter, insbesondere auch für Extremwerte und -ereignisse, die integrierender 
Bestandteil eines jeden Klimaregimes sind und deren Auftreten, für sich genommen, nichts 
über eine Klimaänderung aussagt 
5.)  Wetter, Klima und Klimaänderungen an einem gegebenen Ort werden durch das 
Zusammenwirken ortsgebundener (Beschaffenheit der Unterlage, Strahlungs- und turbulente 
Flüsse) und zirkulationsbedingter Faktoren (Advektion) bedingt. Dabei werden 
Abweichungen vom durchschnittlichen Witterungsverlauf und extreme Ereignisse 
(„Anomalien“) wie auch die Verschiebung von Klimazonen, namentlich in mittleren und 
höheren geographischen Breiten, hauptsächlich von der Zirkulation der Atmosphäre und 
deren Schwankungen geprägt und verlaufen daher in der Regel regional gegenläufig.  
6.)                Demgegenüber wird gegenwärtig - in der Spätphase einer schon etwa 11 000 Jahre 
währenden Warmzeit (Interglazial) und im Anschluss an eine wenige Jahrhunderte 
umspannende kältere Epoche („Kleine Eiszeit“) – an der Erdoberfläche eine globale, wenn 
auch regional unterschiedliche und schubweise verlaufende Erwärmung beobachtet, die im 
vergangenen Jahrhundert laut IPCC weltweit ca. 0,74 K, in Mitteleuropa aber mehr als 1 K 
betragen hat. Vornehmlich durch Zirkulationsänderungen bedingte regionale 
Klimaänderungen können nach Betrag und Vorzeichen deutlich vom globalen Muster 
abweichen. Auf Grund der Komplexität des Klimasystems und seiner vielfältigen internen 
Wechselwirkungen, die monokausale Zusammenhänge in der Regel ausschließen, reichen 
einfache Plausibilitätsbetrachtungen im allgemeinen nicht aus, um Veränderungen des 
Zirkulationsregimes und damit zusammenhängende Besonderheiten des regionalen 
Klimawandels schlüssig zu erklären. 







7.)  Anthropogene Einflüsse auf das Klimasystem werden durch Veränderungen der 
Erdoberfläche (Landnutzung), Eingriffe in den (Spuren)Stoffhaushalt oder in die 
Energiebilanz (z. B. Abwärme) der Atmosphäre und andere Komponenten des Klimasystems 
bewirkt. Sie umfassen schon seit Jahrhunderten den mikro-, lokal- und regionalklimatischen 
Bereich (Beispiele: Frostschutz – Stadtklima – Rodung, Bewässerung u. ä.), betreffen aber 
mit der Einwirkung auf globale Stoffbilanzen (Aerosole, Kohlendioxid, Methan und andere 
atmosphärische Spurengase) spätestens seit der industriellen Revolution auch das globale 
Klima.  
8.)                Der gegenwärtige wie der künftige Klimawandel vollzieht sich unter dem 
gemeinsamen Einfluss natürlicher (solarer Strahlungsfluss, Vulkanstaub) und anthropogener 
Faktoren (Aerosol- und „Treibhaus“gasemission, Landnutzung); Gesellschaft und (globales) 
Klimasystem entwickeln sich damit erstmals in der Erd- und Menschheitsgeschichte in 
interaktiver Wechselwirkung. Auf Grund der in der Thesen 2 und 5 umrissenen Eigenschaften 
des Klimasystems ist die Rolle systeminterner Schwankungen einerseits und der genannten 
externen (natürlichen und/oder anthropogenen) Antriebe andererseits für die 
Klimaänderungen in Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft im Regelfall nur unter 
Verwendung zuverlässigen Datenmaterials und hochleistungsfähiger Simulationsmodelle und 
nicht durch simple additive Verknüpfung einzelner Effekte abzuklären..  
9.)  Der Simulation des gegenwärtigen und (in Gestalt von „Szenarien“ oder 
„Projektionen“) des künftigen Klimas dienen derzeit hochentwickelte Modelle der 
atmosphärisch-ozeanischen Zirkulation (GCMs). Während die numerische Integration der 
entsprechenden Modellgleichungen über kurze Zeiträume (bis zu mehreren Tagen) eine 
Wettervorhersage – die Berechnung eines künftigen Zustandes der Atmosphäre aus der 
Kenntnis des Anfangszustandes – gestattet, liefern Langzeitintegrationen aus bekannten 
Gründen (Chaoscharakter der atmosphärischen Bewegungen) keine verwertbaren 
Informationen über einzelne atmosphärische Zustände zu bestimmten Zeitpunkten, wohl aber 
über deren statistische Verteilung – eben das Klima. Belegen die tagtäglich verifizierbaren 
Ergebnisse der Wetterprognose ebenso wie die befriedigende Simulation des derzeitigen 
Klimaregimes die prinzipielle Richtigkeit der zugrundeliegenden Modelle einschließlich ihrer 
einzelnen Module, so erheben die Modelle zur Zeit keinen Anspruch auf deterministische 
Vorhersagbarkeit des Witterungscharakters einzelner Jahre, dessen Analyse folglich nicht als 
Argument gegen Aussagen zur längerfristigen Klimaentwicklung gebraucht werden sollte. 
10.)  Prognostische Aussagen über das künftige Klima im Zeitbereich von Jahrzehnten bis 
zu wenigen Jahrhunderten liegen für unterschiedliche Szenarien künftiger Wirtschafts- und 
Bevölkerungsentwicklung, Energiegewinnung und Ressourcennutzung vor. Abgesehen von 
der Ungewissheit hinsichtlich der in Zukunft tatsächlich realisierten Entwicklungspfade, sind 
auch diese Klimasimulationen selbst mit Unsicherheiten behaftet. Diese liegen in der 
notwendigen Modellierung noch unzureichend erforschter Prozesse im Klimasystem (z.B. 
Aerosol-Wolken-Strahlungs- und troposphärisch-stratosphärische Wechselwirkung, 
Abschmelzvorgänge kontinentaler Eisschilde und des Meereises), in Problemen der 
Modellvalidierung (für vergangene und für vorausberechnete künftige Klimaregime), in der 
möglichen Reaktion systeminterner Prozessabläufe (natürlicher Kohlendioxidzyklus, 
Methanfreisetzung) auf eintretende Klimaänderungen, ferner in Einflüssen ungenügend 
vorhersagbarer äußerer Faktoren (solare Wellen- und Partikelstrahlung, eruptive 
Vulkanausbrüche u.a.) auf die künftige Klimaentwicklung und letztlich auch in 
Grundproblemen der Vorhersagbarkeit komplexer dynamischer Systeme begründet.  
11.)   Die nicht zu unterschätzenden Unsicherheiten der Klimaprognose berühren nicht die 
Notwendigkeit einer sinnvollen Doppelstrategie von Vermeidung und Anpassung. Die infolge 
anthropogener Einwirkung derzeit bei weitem höchste und noch weiter anwachsende 
atmosphärische Konzentration von Kohlendioxid und Methan seit mindestens 800 000 Jahren 







stellt auf Grund ihrer Auswirkungen auf den (langwelligen) Strahlungshaushalt einen  
klimaverändernden Faktor dar, der selbst dann langfristig wirksam bliebe, wenn die derzeitige 
weltweite Erwärmung zeitweilig zum Stillstand käme oder, wie im 20. Jahrhundert 
geschehen, vorübergehend rückläufig würde. „Das Unbeherrschbare vermeiden, das 
Unvermeidbare beherrschen“ erscheint angesichts Bevölkerungswachstum und -konzentration 
in gegenüber Klimaveränderungen hochsensiblen Regionen, weltweiter Verteilungskämpfe 
um begrenzte Ressourcen, schärfster sozialer Gegensätze und politischer Rivalitäten 
unumgänglich. Das „Unbeherrschbare“ könnte mit einem Abdriften des Klimasystems in 
Bereiche verknüpft sein, für die es in der jüngeren geologischen Vergangenheit keine Analoga 
gibt – eventuell verbunden mit dem Erreichen eines „Kipp-Punktes“ und dem Eintritt einer 
abrupten Klimaänderung globalen Maßstabes.  
Der Beitrag erschien bereits als Beilage zur Berliner Wetterkarte vom 13. 08. 2009  
Vom gleichen Autor ist in den Sitzungsberichten der Leibniz-Sozietät der Wissenschaften  zu 
Berlin, Band 102(2009), S. 123-157 der Aufsatz „Dialektik des Klimas“ erschienen, von dem 
bei ha.kh.bernhardt@gmx.de Sonderdrucke als pdf-Datei angefordert werden können. 
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Klimawandel und Energieversorgung 
von Heinz Kautzleben 


Der Begriff „Klima“ wird im Alltag breit genutzt. Für wissenschaftliche Untersuchungen ist 
eine dafür brauchbare und ausreichende Definition erforderlich. In nullter Näherung kann 
„Klima“ durch die relevanten Parameter der Atmosphäre beschrieben werden. 


Klima ist grundsätzlich ein globales Phänomen der Geosphäre, jedoch regional bis lokal 
differenziert. 


Für die Geowissenschaften versteht sich der ständige Wandel des Klimas in der Geosphäre 
von selbst. Änderungen des Klimas gibt es, seit dem sich die Geosphäre herausgebildet hat. 
Neue Erkenntnisse dazu betreffen die Intensität in Abhängigkeit von Ort und Zeit. 


Schon lange bekannt ist, dass der Klimawandel mehr oder weniger große Auswirkungen auf 
die Menschheit, korrekt gesagt: auf die menschliche Zivilisation, hat. Wenig bekannt sind 
dagegen der Verlauf und die Mechanismen dieser Auswirkungen. Ebenso wenig sind die 
Störanfälligkeit und die Anpassungsfähigkeit der menschlichen Zivilisation gegenüber dem 
Klimawandel bekannt. Die Geschichte der menschlichen Zivilisation zeigt vielfach, dass die 
Anpassungsfähigkeit der Menschheit beträchtlich war und die Anpassung an den Klima-
wandel deutlich zur Evolution der menschlichen Zivilisation beigetragen hat.  


Ein Einfluss der Menschheit auf das Klima war lange Zeit spekulativ. Primär dürfte der 
Einfluss indirekt durch die Eingriffe des Menschen in die Landschaft erfolgt sein. Erst seit 
Beginn der Industrialisierung dürfte ein direkter Einfluss auf die Atmosphäre, und zwar durch 
Einflüsse auf die chemische Zusammensetzung der Atmosphäre, merklich sein. 


Der Mensch muss die naturbedingten Klimaänderungen hinnehmen, er muss sich und seine 
Lebensweise ihnen anpassen. Der Mensch kann lediglich diejenigen Teile des Klimawandels 
beeinflussen, die anthropogenen Ursprungs sind. Für die Auseinandersetzung mit den 
Auswirkungen des Klimawandels ist grundlegend, in welchem Verhältnis der anthropogene 
Anteil mit dem naturbedingten Anteil steht. 


Für das zielgerichtete Verhalten der Menschheit bezüglich des Klimawandels ist eine mög-
lichst gute Prognose des Klimawandels erforderlich. Die Prognose des naturbedingten Anteils 
ist praktisch nur im Sinne einer empirischen Extrapolation möglich. Prognosen des anthropo-
genen Anteils beruhen auf Modellrechnungen zu den Reaktionen des Klimasystems auf die 
menschlichen Handlungen. 


In jüngerer Zeit wird von den „Klimamodellierern“ propagiert, dass der anthropogene Klima-
wandel auf mehrere Jahrzehnte hinaus zuverlässig prognostiziert werden kann. Als entschei-
dender Faktor für den anthropogenen Klimawandel wird in diesen Modellen die Erhöhung des 
Gehaltes an dem „Treibhausgas“ CO2 betrachtet, das bei der Gewinnung von Nutzenergie aus 
den kohlenstoffhaltigen Energieträgern, insbesondere Holz, Kohle, Erdöl, Erdgas, entsteht. 


Damit ergibt sich eine mehr oder weniger enge Verbindung zwischen den beiden Problem-
kreisen „Klimawandel“ und „Energieversorgung“. Die Verbindung wird seit einiger Zeit von 
den Interessenten an beiden Themen weidlich genutzt. Der anthropogene Klimawandel erhält 
wachsende Bedeutung in der Energiepolitik. 


Der uneingeschränkte Zugriff auf Energie ist die Grundlage für Macht und Wohlstand. Die 
Staaten üben dabei eine unersetzliche Funktion aus: Sie müssen den Zugriff auf die primären 
Energieträger sichern. 


Zum Erhalt von Macht und Wohlstand stehen die westlichen Industriestaaten zunehmend vor 
mehreren Problemen. Vor allem stehen sie vor dem Problem, dass bei den fossilen Energie-
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trägern, die in der Nutzung technologisch so ungeheuer große Vorteile ermöglichen, weltweit 
die Vorräte absehbar dem Ende zugehen, dass die Vorräte, obwohl sie bisher vor allem von 
den westlichen Staaten ausgebeutet werden, sich zum großen Teil in der Verfügungsgewalt 
von anderen Staaten befinden und dass sie zunehmend von den aufstrebenden, kapitalkräfti-
gen Staaten wie China beansprucht werden. Die Industriestaaten müssen den globalen 
Verteilungskampf erfolgreich durchstehen. Sie sind aber so oder so doch gezwungen, sich 
nach anderen Energiequellen umzusehen, die bei ihrer Ausbeutung, vor allem aber bei ihrer 
Nutzung technologisch annähernd gleiche Vorteile wie die fossilen Energieträger bieten. 
Wenn das nicht gelingen sollte, so bleibt ihnen nur die Senkung des Verbrauchs an Energie 
mit unabsehbaren Folgen für Macht und Wohlstand.  


Hinzu kommt jetzt der Hinweis durch die Naturwissenschaft, dass die Nutzung der fossilen 
Energieträger im bisherigen Ausmaß die Umwelt und speziell das globale Klima beeinflusst 
mit anscheinend katastrophalen Auswirkungen für die heutigen Lebensbedingungen der 
Menschheit. Niemand weiß so recht, wie diese Auswirkungen bewältigt werden können und 
wer die Kosten dafür aufbringen soll; sicher ist nur, dass die Auswirkungen des Klimawan-
dels die gegenwärtigen Machtverhältnisse in der Welt wesentlich erschüttern werden. Die 
westlichen Industriestaaten sind dadurch unter einen gewaltigen politischen Druck geraten, 
wobei sie aber bestrebt sind, diesen zumindest zum Teil auf die aufstrebenden Staaten abzu-
wälzen.  


Im Interesse des Erhalts ihrer Macht und ihres Wohlstandes müssen die westlichen Industrie-
staaten die Auswirkungen ihrer Wirtschaft auf die globale Umwelt schnellstens einschränken. 
Ebenso im Interesse ihrer Machterhaltung müssen die westlichen Staaten gleichzeitig verhin-
dern, dass die aufstrebenden Staaten ihre Wirtschaft in gleicher Weise, wie der Westen es 
erfolgreich vorgemacht hat, aufbauen (damit sind sie Gegner des Westens) und als Neben-
wirkung der Nutzung der fossilen Energieträger den Druck auf die globale Umwelt noch 
verstärken (damit säßen sie mit dem Westen im gleichen Boot). Wie es aussieht, ist beides für 
die westlichen Industriestaaten kaum zu schaffen.    


Die Meinungsbildung zum Komplex „Klimawandel und Energieversorgung“ erfordert die 
Mitwirkung und interdisziplinäre Zusammenarbeit von den Vertretern von nahezu allen 
Wissenschaftsgebieten, die in der Leibniz-Sozietät vertreten sind: Natur- und Technikwissen-
schaften, Medizin, Sozial- und Geisteswissenschaften. 


Die aufgeführten Thesen könnten den „roten Faden“ für eine weitere Diskussion der Proble-
matik in der Leibniz-Sozietät bilden. Die einzelnen Thesen könnten als Schwerpunkte in der 
Diskussion angesehen werden. Jede These weist auf die dabei zu klärenden Fragen hin. 








20. Dezember 2009  
 


 
Achtung: Ökodespoten 
von Heinrich Bonnenberg 


Wir dürfen sehr glücklich sein über die UN-Klimakonferenz in Kopenhagen vom 7. bis 18. 
Dezember 2009, wir müssen es sogar, denn dort wurde endlich den Ökodespoten Paroli 
geboten.  
China und USA mit ihren 25 % der Weltbevölkerung und ihrem hohen Sachverstand sind 
keine quantité négligeable. Deutschland, der Missionar eines Klimaschutzes durch CO2-
Minderung, reinweg innenpolitisch begründet, vertritt nur 1,3 % der Weltbevölkerung und das 
obendrein mit deutlich abnehmender Tendenz. Die Vertreter der so genannten Dritten Welt 
sind im wesentlichen Subvention orientierte Trittbrettfahrer der deutschen Missionierung. 


Wir sind dankbar, dass vor etwa 300 Jahren die Maxime "Wahrheit gibt Freiheit" ersetzt hat 
durch die Erkenntnis "Freiheit gibt Wahrheit". Leider aber neigt der Mensch immer wieder 
dazu, hinter diese epochale Leistung der Menschheit zurückzufallen, wie die Jahre 1917 bis 
1991 mit dem Kern 1933 bis 1945 und wie auch die derzeitige Huldigung der Ökodespoten 
zeigen. 


Nur nebenbei sei mitgeteilt, dass die Eisberge nicht schmelzen wegen der Treibhausgase, 
vor allem auch nicht wegen des CO2, sondern sie schmelzen wegen der endogenen 
Klimaänderung, verstärkt durch die exogenen Stoffe Chlor und vor allem Bromnitrat. 


Die Ökodespoten blockieren die Nutzung der Kernenergie für die Erzeugung von Elektrizität 
mit der Lüge der unlösbaren Entsorgung, und mit der Lüge der Schäden durch CO2 
bekämpfen sie die Verbrennung von Kohle und Gas zur Stromerzeugung.  
Sie tun das, um Sonne und Wind durchzubringen, manche aber auch, um unsere 
Wettbewerbsgesellschaft in eine Planungsgesellschaft zurückzuverändern.  
Mit einem Glaubensbekenntnis an die alternativen Energieträger wird obendrein die 
Wahrheit unterdrückt, dass Sonne und Wind bei weitem nicht ausreichen, um den 
zunehmenden Bedarf an Elektrizität zu decken, der resultiert 
• aus dem steigenden Wohlstand in den sich entwickelnden Volkswirtschaften und  
• aus der Umstellung der Autos auf Elektromotoren und der Heizung auf elektrisch 


betriebene Wärmepumpen, beide Techniken im Übrigen begründet in ihrer 
Wirtschaftlichkeit, mit den Nebenergebnissen höherer Versorgungssicherheit und 
sauberer Luft.  


Das große Manko der Nutzung von Sonne und Wind in großem Stil zur Erzeugung von 
Elektrizität besteht darin, dass es keine Großspeicher für Elektrizität gibt, die unbedingt 
erforderlich sind, um das Faktum auszugleichen, dass das Angebot an Sonne und Wind 
nicht zeitgleich erfolgt mit der Nachfrage nach Strom, naturgesetzlich bedingt.  


Nichtsdestotrotz können die alternativen Energieträger einen Beitrag leisten, vor allem durch 
Projekte in größeren geographischen Räumen, auch Landesgrenzen überschreitend, bitte 
aber nicht planwirtschaftlich vorgegeben - weder direkt noch indirekt, sondern initiiert und 
umgesetzt von im Wettbewerb stehenden Unternehmen. 


Dass die Ökodespoten bigott sind wie alle Despoten und durchaus an ihr eigenes Geschäft 
denken, sei nur am Rande vermerkt, Geschäft durch Angsttreiberei! Auch Macht ist 
Geschäft. 
 
Stattdessen: Ethik 
Wir brauchen keinen Ökodespotismus, obendrein esoterisch unterlegt. Wir brauchen eine 
globale, demokratisch erarbeitete Ethik der Inanspruchnahme der Natur, die der Tatsache 
Rechnung trägt, dass unabwendbar 9.000.000.000 Menschen auf die Welt zukommen.  







Grundlage dieser Ethik ist, dass der Mensch zukünftig soweit wie irgend möglich in 
geschlossenen Stoffkreisläufen wird leben müssen. Dabei gilt es zu definieren, was ein 
geschlossener Stoffkreislauf ist. Die Menschheit braucht diese Ethik für ihre alte Welt schon 
sehr bald und das deutlich früher, als ihre technische Umsetzung von der Realität des 
Lebens auf dem Mond praktiziert werden muss. 


Zum Thema Stoffkreislauf ein wichtiges Beispiel: Der radioaktive Zerfall, der die Strahlung 
des endgelagerten Abfalls über die Zeit deutlich abnehmen und am Ende sogar 
verschwinden lässt, ist ein sehr hilfreiches Naturgesetz, das als Beitrag im Konzept 
Stoffkreislauf akzeptiert werden sollte, wobei die Frage aufkommt, welcher Zeitraum der 
Endlagerung der nuklearen Abfälle, bis sie nicht mehr strahlen, hinnehmbar ist, wohl 
wissend, dass dieser Zeitraum abhängig ist von der Zusammensetzung des nuklearen 
Abfalls im Einzelfall. Der maximale Zeitraum sollte nicht länger sein, als das "Moriae 
encomium" von Erasmus von Rotterdam alt ist, also etwa 500 Jahre. Ein derartiger Zeitraum 
wäre wohl ethisch akzeptabel; auch ist er physikalisch möglich und technisch machbar. 


Diese Ethik zu erarbeiten ist zugegebenermaßen eine Herausforderung, vor allem an die 
Intellektuellen. Die Intellektuellen müssen sich hier endlich einbringen, wobei die Initiative vor 
allem aus solchen Ländern kommen möge, die sehr dicht besiedelt sind. Hier könnten 
deutsche Intellektuelle einen Vorschlag einbringen, zusammen vielleicht mit indischen, deren 
großes Land insgesamt so dicht besiedelt ist wie das kleine deutsche Bundesland Baden-
Württemberg, also sehr dicht mit etwa 350 Einwohnern pro km2.  


Bedauerlicherweise aber katzbuckeln die Intellektuellen und auch die Politiker vor den 
Ökodespoten, die als selbst ernannte Experten ein Gemenge von Angst und Besserwisserei 
verbreiten, welches vielerorts den Verstand außer Kraft setzt und von Populisten jedweder 
Couleur nur zu gern genutzt wird. 
 
 
Heinrich Bonnenberg ist Mitglied der Deutschen Gesellschaft für Auswärtige Politik (DGAP). 
Von 1994 bis 2008 war er Vorsitzender des Aufsichtsrates der Lausitzer und Mitteldeutscher 
Bergbau-Verwaltungsgesellschaft mbH sowie des Aufsichtsrates der Energiewerke Nord 
GmbH. 
Die Meinungsäußerung zum Klimaschutz  von Dr. Bonnenberg wurde für die Debatte auf der 
Homepage der Leibniz-Sozietät eingereicht. Sie ist bereits am 11 01.2010 in englischer 
Sprache unter dem Titel „Eco-Business through Fear Mongering“ auf der Website des Open 
Think Tank Atlantic Community erschienen und hat dort eine lebhafte Diskussion ausgelöst.  
Siehe:  
www.atlantic-community.org/index/articles/view/EcoBusiness_through_Fear_Mongering. 
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Beitrag zur Debatte


Klimawandel und Energiebedarf


Günter Flach


Vorbemerkungen


Die Beziehung zwischen Klimawandel und Energieversorgung einer in na-
her Zukunft noch rasant wachsender Menschheit beschäftigt breite Kreise
der Öffentlichkeit, ist Lieblingsthema aller Medien (insbesondere wenn es
drohende Katastrophen zu beschreiben gibt), wird von Wirtschaft, Par-
teien und allgemein der Politik nicht selten instrumentalisiert, um eige-
ne Ziele zu fördern. Der Diskussionsbeitrag von Herrn Dr. Bonnenberg
drückt nach meiner Erfahrung – vielleicht etwas drastisch formuliert –
die Haltung vieler Intelektueller zur gegenwärtigen Situation aus.
In der Wissenschaft widerspiegelt sich dies auf eigenartige Art und Weise:
Da gibt es einerseits das Lager der Klimaforscher, geschart um den von
der UNO getragenen Weltklimarat, andererseits die sogenannten Klima-
skeptiker, die sich um bestimmte Internetportale finden und in der letzten
Zeit zunehmend mit Forderungen an die Politik auftreten (beide Lager
bekämpfen sich intensiv und nicht immer mit fairen Mitteln) und schließ-
lich die breite Mehrheit der Wissenschafts-Society, deren Mitglieder zwar
in der Regel alle diese oder jene Meinung zur Problematik haben, in der
wissenschaftlichen Öffentlichkeit jedoch kaum auftreten.
Schaut man über die Grenzen Deutschlands hinaus, so erkennt man
eine zunehmende Anzahl von Stimmen aus der Wissenschaft, die die
Äußerungen des IPCC kritisieren, zum Teil verneinen und eine versach-
lichte Debatte einfordern. Als Bespiel seien nur die folgenden Dokumente
genannt:
Der U.S. Senate Minority Report1 vom 16.März 2009, unterzeichnet von
mehr als 700 Wissenschaftlen
und das Treffen des russischen Präsidenten Medvedjev mit Akademiemit-
gliedern und hochrangigen russischen Wissenschaftlern kommentiert von
Vladimir Radyuhinph


2.


1http://www.epw.senate.gov/minority
2 http://www.atlantic-community.org/index/Global Must Read Article/


The New Russian Doctrine on C l i m a t e Change


1







In der Tat eine merkwürdige Situation. Dabei geht es ja offensichtlich um
sehr viel: In der nächsten Zeit müssen Weichen für die Gestaltung der
zukünftigen Energieversorgung gestellt werden3. Jeder weiß, dass dafür
beträchtliche Resourcen aufzubringen sind – die energetische Basis einer
hochentwickelten Gesellschaft ist durch lange Lebenszyklen charakteri-
siert – und Strukturwandel in der energetischen Basis legen auf lange
Sicht die Potenzen für weitere gesellschaftliche Entwicklungen fest.


Einige strittige Probleme im Zusammenhang mit dem


Klimawandel


Schaut man als zunächst nicht involvierter Physiker auf die “Klimade-
batte”, so fallen insbesondere zwei Probleme auf:


1. Die Belastbarkeit der zugrunde gelegten aufbereiteten Datenreihen
insbesondere wenn dabei die ferne Vergangenheit einbezogen wird.
Als Beispiel sei hier die Debatte um das Problem der Korrelationen
zwischen globalem Temperaturverlauf und der CO2-Konzentration in
der Atmosphäre genannt. Wenn ich neuere Aussagen richtig verstehe,
dann folgen die CO2-Werte dem Temperaturverlauf, sind also Folgen
einer Temperaturänderung und nicht umgekehrt. Ähnliche Debatten
werden über das Temperaturverhalten in den letzten 10 Jahren und
seine Entwicklung in der näheren Zukunft geführt.


2. Die Vereinbarkeit bestimmter Annahmen im Rahmen der benutzten
Modelle (etwa “atmoshärischer Treibhauseffekt”, “Gegenstrahlung”,
“radiative forcing”) mit den Grundgesetzen der Physik (Strahlungs-
gesetze, Hauptsätze der Thermodynamik usw.). Hierzu kann man im
Internet eine Vielzahl von Aussagen finden, als Beispiel seien etwa die
kontroversen Artikel von Gerhard Gerlich und Ralf D. Tscheuschner:
Falsification Of The Atmospheric CO2 Greenhouse Effects Within The


Frame Of Physics.4 und von Arthur P. Smith Proof of the Atmospheric


Greenhouse Effect5 genannt.


Solange in der Wissenschaft solche Debatten geführt werden fällt es
schwer, den Katastrophentheorien einiger Klimaforscher zu folgen. Die


3Dies gilt insbesondere für den zentral- und westeuropäschen Raum, der vor einer
Erneuerung seiner energetischen Basis steht


4http://arxiv.org/pdf/0707.1161
5http://arxiv.org/abs/0802.4324
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Schlussfolgerung kann nur sein, die strittigen Probleme sorgfältig zu ana-
lysieren und klar auf die offenen Fragen und die Relativität der heutigen
Ergebnisse hinzuweisen.


Aspekte einer zukünftigen Energieversorgung


Wie in den einleitenden Beiträgen von Kh. Bernhardt und H. Kautz-
leben betont, hat sich das Klima auf unserem Planeten über größere
Zeiträume ständig geändert, die menschliche Gesellschaft konnte sich die-
sen Veränderungen anpassen, nicht zuletzt weil es ihr gelang, neue und
exergetisch gesehen günstigere Energiequellen zu erschließen und damit
entscheidende Voraussetzungen für materielles und kulturelles Wachstum
zu schaffen.


Heute steht die Menschheit vor einer neuen Herausforderung. Unabhängig
davon, ob der oft beschworene Klimawandel tatsächlich im wesentlichen
durch die anthropogenen CO2-Emissionen oder doch hauptsächlich durch
natürliche Faktoren verursacht wurde (und wird), selbstverständlich soll-
te die Wissenschaft beim Blick nach vorne Eventualitäten berücksichtigen.
Leider dominiert gegenwärtig der “Kampf gegen das CO2”. Die neueste
Losung einiger Klimaforscher ist die “Entkopplung von Klimasystem und
Energieversorgung”. Geschehen soll dies durch massiven Übergang zu er-
neuerbaren Energien, insbesondere Windkraft und direkter Nutzung der
Solarstrahlung zur Elektrizitätserzeugung. Das ist jedoch genau das Ge-
genteil von Entkopplung. Massiver Einsatz dieser Quellen greift lokal sehr
wohl in das Klimasystem ein und welche Konsequenzen das hat ist kaum
bekannt.
Von Bedeutung sind desweiteren die äußerst geringen Energiedichten die-
ser Quellen (Flächenbedarf und Materialeinsatz), das ungelöste Problem
der Elektroenergiespeicherung (flukturiende Stromangebote) sowie der
Umbau des Übertragungssystems. Dies alles führt zu volkswirtschaftli-
chen Aufwendungen, die massive Veränderungen in der Lebensqualität
hervorrufen werden.
In Deutschland ist dieses Problem besonders ausgeprägt. Der Ersatz alter
verschlissener Steinkohlekraftwerke durch neue mit höheren Wirkungs-
graden (und daher natürlich geringerem spezifischen CO2-Ausstoß) ist
kaum noch durchsetzbar. Hinzu kommt als deutsche Spezialität die weit
verbreitete Aversion gegen moderne Kernkraftwerke.


Es gibt auf unserer Erde nur zwei Energiequellen die völlig unabhängig
vom Klimasystem sind, nämlich den Massendefekt der Kerne und die
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Erdwärme6. Da nukleare Energiequellen über eine eminent hohe Ener-
giedichte verfügen, lassen sich trotz notwendiger Weiterentwicklung –
inhärente Sicherheit, Schließung der Brennstoffkreisläufe, Reduktion der
Radioaktivität des Abfalls auf Umweltniveau und Entwicklung von Fu-
sionskraftwerken – die Aufwendungen auf ein volkswirtschaftlich mode-
rates Niveau begrenzen.
Eine Entkopplung von Klimasystem und Energiesystem der menschli-
chen Gesellschaften würde daher bedeuten, massiv auf die Entwicklung
der Kernenergie zu setzen (Spaltung und Fusion) und gleichzeitig schritt-
weise fossile Energieträger – auch aus Gründen ihrer stofflichen Nutzung
durch zukünftige Generationen – aus dem System herauszunehmen sowie
erneuerbare Energien unter Beachtung volkswirtschsaftlicher Kriterien


und entsprechend ihrer Systemvertäglichkeit in das System zu integrie-
ren.
Kopenhagen im Dezember 2009 hat gezeigt, dass das Dreiecksproblem
“Umwelt - Energie - Beseitigung der Unterentwicklung” nicht konsenz-
fähig behandelt werden kann, wenn es unter die Kuratel einer katastro-
phenbetonten Dominanz des sogenannten anthropogenen CO2-Effektes
gestellt wird.


6Die dritte Quelle – Gezeitenenergie – ist in unserem Zusammenhang unbedeutend
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Klaus Steinitz          15.2.2010 
 


Klimawandel und soziale Gerechtigkeit   
 
In den bisherigen Debatten-Beiträgen zu Fragen des Klimawandels und der 
Energieversorgung sind Beiträge von Naturwissenschaftlern erschienen, die verschiedene 
Aspekte des Klimawandels und die Rolle der anthropogenen Einflüsse über den erhöhten 
CO2-Ausstoß auf das Klima recht kontrovers erörtern.  


Ich möchte in meinem Beitrag als Sozialwissenschaftler und Ökonom eine Problematik in den 
Vordergrund stellen, von dessen Lösung die Zukunft der Menschheit in hohem Grade 
bestimmt wird, die zukunftsfähige Gestaltung der Beziehungen zwischen Umwelt- und 
Klimaproblemen und sozialer Gerechtigkeit. Die weitere Entwicklung der menschlichen 
Gesellschaft im 21. Jahrhundert wird in hohem Grade davon abhängig sein, ob und wie es in 
den nächsten Jahrzehnten gelingt, die gröbsten Verstöße gegen die soziale Gerechtigkeit, die 
die gegenwärtige Welt global und in den einzelnen Ländern charakterisieren, zu überwinden, 
und zugleich auf einen neuen Pfad ökologisch zukunftsfähiger, nachhaltiger Entwicklung 
überzugehen, um bedrohliche und irreversible Umwelt- und Klimaschäden zu vermeiden.  


Wir leben in einer Welt, die durch diametral gegensätzliche Lebensbedingungen der 
Erdbewohner charakterisiert ist. Über eine Milliarde Menschen ist gezwungen unter der 
absoluten Armutsgrenze zu existieren, jährlich verhungern über fünf Mill. Kinder und 150 
Mill. Kinder unter 15 Jahren müssen hart arbeiten und können deshalb kaum oder gar nicht 
die Schule besuchen. In einer solchen Welt müsste es das vorrangige Ziel für eine längere 
Periode sein, die grundlegenden Existenzbedingungen für alle Menschen nachhaltig  zu 
sichern, d.h. zu erreichen und dauerhaft zu gewährleisten, dass die Grundbedürfnisse der 
Menschen in allen Ländern dieser Erde befriedigt werden können. Ähnlich konfliktreich und 
unbefriedigend sind die Ergebnisse bei der Bewältigung der Umwelt- und Klimakrise wie dies 
auf der Weltklimakonferenz in Kopenhagen deutlich wurde.  


Die besondere Problematik bei der Ausarbeitung strategischer Vorstellung für diese zwei    
Gebiete ergibt sich auch daraus, dass sie zwar miteinander stark verflochten und in hohem 
Grade gegenseitig abhängig sind, jedoch häufig isoliert erörtert werden, ohne die 
widersprüchlichen inhaltlichen und zeitlichen Verflechtungen die zwischen ihnen bestehen 
ausreichend zu berücksichtigen. 


Den sowieso schon privilegierten reichen Industriestaaten, in denen nur etwa ein Fünftel der 
Weltbevölkerung lebt, ist es bisher gelungen, ihren Interessen dominante Geltung zu 
verschaffen und sich weiterhin auf Kosten der ärmeren Mehrheit der Weltbevölkerung direkt 
zu bereichern. Die Veränderung dieser globalen Beziehungen zwischen den Interessen der 
ökonomisch mächtigen Minderheit und den Interessen der ökonomisch schwächeren Mehrheit 
gehört zu den Grundproblemen der Gerechtigkeit  im 21. Jahrhundert:  


Die Gerechtigkeit betrifft auch in einem neuen, bisher noch nicht da gewesenen Ausmaß das 
Handeln oder Nichthandeln der heute Erwachsenen gegenüber den Kindern und Jugendlichen 
und vor allem gegenüber zukünftigen, noch nicht geborenen Generationen. Die zeitlichen 
Dimensionen und Verflechtungen des Gerechtigkeitsproblems gewinnen angesichts der 
Bedrohungen der menschlichen Existenz durch die Umwelt- und Klimakrise eine weit größere 
Bedeutung als bisher. Damit wird auch ein spezifischer Aspekt der Gerechtigkeit 
aufgeworfen, die Beziehungen zwischen Menschen, die ihre Interessen artikulieren können 
und die auch über mehr oder weniger Macht verfügen, diese durchzusetzen, gegenüber 
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Kindern und noch nicht Geborenen, die weder ihre Interessen ausdrücken noch einen direkten 
Einfluss darauf ausüben können, dass diese beachtet werden. 


Gerechtigkeit schließt unbedingt mit ein, die Existenzbedingungen der Menschen nachhaltig 
zu sichern, d.h. sie zukunftsfähig zu gestalten. Es geht um eine erweiterte Auffassung der 
Gerechtigkeit im Sinne einer intergenerativen Gerechtigkeit heute Lebender gegenüber noch 
nicht geborenen, zukünftigen Generationen. Die Missachtung oder unzureichende 
Berücksichtigung deren Interessen muss als Verstoß gegen Gerechtigkeitserfordernisse 
charakterisiert werden. 


Zu den Gerechtigkeitsproblemen in Gegenwart und Zukunft gehört die Akzeptanz vor allem 
folgender Realitäten der Klima- und Umweltkrise sowie der Verfügbarkeit natürlicher 
Ressourcen in der heutigen Welt: 


• Die Verteilung und Nutzung der knappen natürlichen Ressourcen ist zutiefst ungleich und 
ungerecht – auf der einen Seite die Industrieländer auf der anderen Seite die 
Entwicklungsländer, insbesondere die ärmsten Länder. Im Jahre 2005 hatten die G7 
Staaten mit einem Anteil an der Weltbevölkerung von 11%, einen Anteil am 
Primärenergieverbrauch (in Öläquivalenten) der Welt von 38% und an den CO2-
Emissionen fossiler Brennstoffe von 36%.1 Es muss jedoch beachtet werden, dass sich in 
den letzten Jahren durch das hohe Wachstumstempo Chinas und anderer 
bevölkerungsreicher Schwellenländer sowohl die Auseinandersetzungen um die knappen 
Ressourcen als auch die Bedingungen zum Erreichen der weltweiten Reduktionsziele für 
den CO2-Ausstoß und den Verbrauch nicht erneuerbarer Ressourcen beträchtlich 
verändert haben. China hat 2008 die USA, den bisher größten Umweltverschmutzer, in 
der absoluten Höhe des CO2 Ausstoßes übertroffen. Von 1980 bis 2005 stieg die CO2-
Emission weltweit um 31%, in China um 124% und in Indien um 94%. Dadurch erhöhte 
sich der Anteil Chinas an der weltweiten CO2-Emission von 7,7% auf 18,7%. Beim 
weltweiten Primärenergieverbrauch haben im Jahr 2008 die Nicht-OECD-Mitglieder mit 
51% die OECD-Staaten mit einem Anteil von 49%  übertroffen.  Bei der CO2-Emission 
und dem Ressourcenverbrauch je Einwohner ergibt sich natürlich ein völlig anderes Bild.  


• Die Industrieländer tragen ungeachtet solcher Veränderungen in den globalen Relationen 
des Verbrauchs fossiler und anderer natürlicher Rohstoffe sowie des CO2  Ausstoßes, nach 
wie vor die Hauptverantwortung für die Erschöpfung wichtiger Naturressourcen und die 
klimaschädliche hohe Umweltverschmutzung. Hierfür sind nicht der Umfang der 
aktuellen Belastungen eines Jahres, sondern die kumulative Belastungen seit der 
Industrialisierung zu berücksichtigen.  


• Die Entwicklungsländer und darunter die ärmsten Länder, die in ihnen lebenden 
Menschen, sind die Hauptleidtragenden der von ihnen nicht verschuldeten 
Klimaänderungen und der zunehmenden Ressourcenknappheit vor allem an energetischen 
Rohstoffen und an Wasser. 


Die Akzeptanz dieser Probleme kann nur der erste Schritt sein. Entscheidend sind die davon 
abzuleitenden Konsequenzen der Industrieländer für ein aktives, solidarisches Handeln als 
Elemente von Strategien, um die Existenzbedingungen aller Menschen nachhaltig zu erhalten. 


Die veränderten Bedingungen und neuen Herausforderungen zum Erreichen des Ziels, 
menschenwürdige Existenzbedingungen für alle Erdenbewohner zu sichern, verlangen auch 
weitgehende Veränderungen bezüglich der Wege und Methoden, Instrumente und 
Institutionen, die hierfür erforderlich sind. Hierzu einige Überlegungen. 


                                                 
1 Nach Angaben der Internationalen-Energie-Agentur 
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1. Der Internationale Dialog und international verbindliche Vereinbarungen über die 
notwendigen und aussichtreichen Wege zur Verwirklichung des Ziels – dauerhafte 
Existenzsicherung für alle Menschen – gewinnen eine qualitativ neue, höhere Bedeutung. 
Damit sie eine wirklich progressive Rolle spielen können sind jedoch gegenüber dem 
gegenwärtigen Zustand wesentliche Veränderungen unerlässlich: gleichberechtigte 
Teilnahme aller interessierten Staaten, Transparenz der Beratungen, demokratische 
Legitimierung von Entscheidungen, Sicherung einer realen Einflussnahme der von der 
internationalen Staatengemeinschaft beauftragten Institutionen auf die Koordinierung von 
Maßnahmen zur Lösung der globalen Entwicklungs- und Umweltprobleme. 


Wir sind hier mit einem der größten und auch konfliktreichsten Widersprüche der 
Gegenwart und Zukunft konfrontiert: Einerseits wachsen die Anforderungen an eine auf 
der globalen Ebene in Grundzügen koordinierte Politik zur Lösung von Problemen einer 
nachhaltigen, friedlichen und solidarischen Entwicklung. Andererseits sind die realen 
Bedingungen für eine solche zukunftsorientierte Politik bisher noch extrem ungünstig und 
ihre Realisierungschancen daher recht gering.. 


2. Die Richtungen, konkreten Wege und Kriterien des zukünftigen wirtschaftlichen und 
sozialen Fortschritts müssen wesentlich verändert werden: Die Fortführung des bisherigen 
Wirtschaftswachstums und die ständige Erweiterung des materiellen Konsums nach dem 
westlichen industriellen Produktions- und Wachstumsmodell stößt nicht nur zunehmend 
auf Schranken der natürlichen Umwelt, sondern hat diese Schranken schon erreicht und 
teilweise überschritten 


Die weltweit notwendigen absoluten Reduktionsziele insbesondere hinsichtlich des CO2-
Ausstoßes und des Verbrauchs nicht nachwachsender Rohstoffe müssen unter extrem 
unterschiedlichen Bedingungen in den Industrieländern und in den Ländern der „Dritten 
Welt“ erreicht werden. Dies muss sich niederschlagen in unterschiedlichen Zielstellungen 
für Industrieländer auf der einen und Entwicklungs- und Schwellenländer auf der anderen 
Seite. Diese müssten sich insbesondere beziehen auf das mögliche Tempo des 
Wirtschaftswachstums, auf die anzustrebende Reduktion des Ressourcenverbrauchs und 
CO2-Ausstoßes sowie auf die Transfers materieller, finanzieller und technologischer 
Ressourcen um die Reduktionsziele zu erreichen. Die notwendige Erweiterung des 
Ressourcenverbrauchs in den Ländern der „Dritten Welt“ setzt eine beträchtliche Nord-
Süd-Umverteilung des Einsatzes fossiler Energieträger und nicht nachwachsender 
Rohstoffe sowie des zulässigen CO2-Ausstoßes voraus.  


3. Das gleiche Recht aller Menschen der Erde auf die Nutzung des verfügbaren 
Umweltraums muss zu einem wichtigen Ausgangspunkt für Strategien globaler sozialer 
Gerechtigkeit und nachhaltiger Umweltnutzung werden. Dies bezieht sich vor allem auf 
die vorhandenen natürlichen Ressourcen an Energie, mineralischen Rohstoffen, Wasser, 
fruchtbarem Land sowie auf die Aufnahmefähigkeit der Erde und der Atmosphäre für 
Produktions- und Konsumtionsabfälle. Dieses Erfordernis sozialer Gerechtigkeit im 
globalen Maßstab steht im absoluten Gegensatz zur gegenwärtigen Realität der 
polarisierten Ungleichheit in der Nutzung der natürlichen Umwelt.  


Für ein strategisches Konzept zur Verwirklichung dieses Menschenrechts müssten 
insbesondere folgende Prämissen beachtet werden: (1) Eine Süd-Nord-Angleichung der 
Umweltnutzung auf dem gegenwärtigen Niveau der Industrieländer würde zum Untergang 
der menschlichen Zivilisation führen. (2) Es ist völlig illusionär von einer kurzfristigen 
Realisierung dieses Menschenrechts auszugehen. Es ist jedoch notwendig diese 
Zielstellung zu akzeptieren und reale, spürbare Schritte zum Abbau der Ungleichheiten 
festzulegen und zu realisieren. (3) Für die Verwirklichung dieses globalen 
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Menschenrechts tragen die Industrieländer als Hautverursacher der Ungleichheit die 
Hauptverantwortung. (4) Eine kurzfristige Verständigung über die zu schaffenden 
Instrumente und institutionellen Voraussetzungen ist unerlässlich, um dieses Erfordernis  
globaler Gerechtigkeit durchsetzen zu können. (5) Eine Umsetzung dieses 
Menschenrechts wird nicht spontan und konfliktfrei vor sich gehen. Das Verlassen allein 
auf die Marktkräfte wäre verhängnisvoll. Eine gesellschaftliche Regulierung im 
nationalen und zunehmend auch im globalen Rahmen ist unverzichtbar.  


Die gegenseitige Verflechtung und Abhängigkeit von Gerechtigkeit und Lösung der Klima- 
und Ressourcenprobleme ist in den letzten Jahrzehnten enger, komplexer und intensiver 
geworden. Die dominierende und  zunehmende soziale Ungerechtigkeit sowohl auf globaler 
Ebene als auch in den einzelnen Ländern erschwert die Lösung der Umweltprobleme. Dies 
gilt vor allem für die Beziehungen zwischen den Industriestaaten und den Entwicklungs- und 
Schwellenländern. 


Für ca. ein Drittel der Menschen auf diesem Planeten sind die elementarsten Lebensrechte 
nicht gesichert. Die Beseitigung existenzbedrohender Not gehört zur Bedingung, um eine 
solche Weltwirtschaftsordnung herauszubilden, die dazu beiträgt, die weitere Entwicklung an 
sozial-ökologischen Nachhaltigkeitskriterien zu orientieren und die darauf zielt, eine 
gerechtere Teilhabe aller Menschen und aller Völker am Weltwohlstand zu erreichen. Ohne 
stärkere Solidarität zwischen den Menschen und darauf beruhenden Fortschritten in der 
sozialen Gerechtigkeit national und global, wird es keine nachhaltigen Ergebnisse bei der 
Lösung der globalen Energie-, Klima- und  Umweltprobleme geben. 


Schon seit längerer Zeit steht eine nachhaltige Veränderung des expansiven Wachstums- und 
Wohlstandsmodells der Industrieländer in Richtung höherer Lebensqualität ohne ständig 
höheren materiellen Konsum auf der Tagesordnung,. Dies schließt ein, die Struktur der 
Wertschöpfung zugunsten hochwertiger Dienstleistungen zu verändern und den Anteil der 
öffentlichen Haushaltsmittel, die für Aufgaben der Daseinsvorsorge und die Bereitstellung 
öffentlicher Güter eingesetzt werden, zu vergrößern.  


Intensive Forschungen und Diskussionen sind notwendig, um realistische und von der 
Mehrheit der Bevölkerung akzeptierte Wege eines ökologisch nachhaltigen langfristigen 
Entwicklungsmodells auszuarbeiten, das – zunächst in den Industrieländern – die 
Voraussetzung dafür schafft, im wesentlichen ohne weiteres materielles Wachstum 
Vollbeschäftigung und ein gutes Leben in sozialer Sicherheit für alle zu ermöglichen. Dazu 
sind Veränderungen in den Eigentumsstrukturen und in den ökonomischen und politischen 
Machtstrukturen unerlässlich. 


Die Problematik wird noch durch den Zeitfaktor, den hohen zeitlichen Druck, verschärft, 
wirksame Fortschritte in der Bewältigung der mit Energie-, Umwelt- und Klimakrise 
verbundenen Herausforderungen zu erreichen.  


Ob und inwieweit es gelingt, die für den Erhalt der natürlichen Existenzbedingungen der 
Menschheit notwendigen Veränderungen zu erreichen ist noch offen. 
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